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Bei Prozessbeobachtung abgeholt: Hausdurchsuchung 
bei einem Antifaschisten in Heidelberg
Am 27. November 2023 kam es in Heidelberg zu einer aufsehenerregenden Haus-
durchsuchung: Während einer Gerichtsverhandlung vor dem Amtsgericht Heidel-
berg wurde ein solidarischer Prozessbeobachter von Polizeibeamt*innen aus dem 
Saal geholt, um bei ihm eine Hausdurchsuchung durchzuführen. Anschließend wur-
de der Antifaschist erkennungsdienstlich behandelt. Anlass für die Repressions-
maßnahme ist der Vorwurf der Sachbeschädigung - doch das Ziel ist offensichtlich 
weniger ein möglicher Ermittlungserfolg, sondern die Abschreckungswirkung durch 
die öffentliche Inszenierung.

Vor dem Amtsgericht Heidelberg fand am 27. November 2023 ein Prozess gegen 
den Anmelder einer antikapitalistischen Demonstration statt, dem die unzureichen-
de Umsetzung der Auflagen vorgeworfen wird. Eine Reihe solidarischer Prozessbe-
obachter*innen begleitete das Verfahren. Während der Befragung des zweiten 
Polizeizeugen betraten zwei Beamt*innen in Zivil den Gerichtssaal und holten einen 
Prozessbeobachter nach draußen, wo ihm eröffnet wurde, dass umgehend eine 
Hausdurchsuchung bei ihm durchgeführt werde. Einen Durchsuchungsbeschluss 
hatte die Polizei nicht dabei, sondern verwies auf einen angeblich mündlich erteil-
ten Beschluss.  An der Wohnung angekommen benannte der Betroffene eine unab-
hängige Zeugin, die bereits vor Ort war. Die Polizei lehnte die Zeugin ohne triftigen 
Grund ab und ließ sie erst nach beharrlichem Protest des Betroffenen zu. Anschlie-
ßend durchsuchten mehrere Beamt*innen sein Zimmer und Gemeinschaftsräume 
seiner Wohngemeinschaft. Dabei verteilten sich die Polizist*innen immer wieder in 
verschiedene Bereiche der Wohnung und durchwühlten trotz expliziten Wider-
spruchs des Betroffenen und seiner Mitbewohner*innen gleichzeitig mehrere Räu-
me, sodass er die Vorgänge nicht beobachten konnte.

Obwohl dem linken Aktivisten Sachbeschädigung im Rahmen einer politischen Akti-
on vorgeworfen wird, untersuchten die Beamt*innen akribisch alles, was ihnen in 
die Hände fiel - von Kleidung über Tagebücher und Musik-CDs bis hin zur Campin-
gausrüstung - und fotografierten alle Winkel des Zimmers. Schließlich beschlag-
nahmten sie sämtliche Speichermedien, Handys und eine größere Menge 
Oberbekleidung einschließlich zwei Paar Schuhen. Danach wurde der Betroffene 
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mit ins Polizeirevier genommen und einer erkennungsdienstlichen Behandlung un-
terzogen.

Ganz offensichtlich sollte die öffentlich inszenierte Maßnahme der Einschüchterung 
der im Gerichtssaal versammelten Aktivist*innen dienen.  Schon seit Monaten spitzt 
sich die Repression gegen antifaschistische und andere linke Kräfte in Baden-Würt-
temberg immer weiter zu. Mit brutalen Polizeieinsätzen gegen Demonstrationen, 
absurden Staftatvorwürfen, hohen Urteilen gegen Aktivist*innen, schikanösen 
Hausdurchsuchungen und Überwachungsaktionen versuchen die Repressionsor-
gane, emanzipatorische Kräfte zu lähmen. Am gestrigen Tag wurden die verschie-
denen Ebenen staatlicher Repression sichtbar: Die Kriminalisierung von 
Anmelder*innen linker Demonstrationen soll die Versammlungsfreiheit und damit 
politische Betätigungen im öffentlichen Raum einschränken. Gleichzeitig werden 
Aktivist*innen bis in ihre Privaträume verfolgt, um sie zusätzlich unter Druck zu set-
zen. Indem Einzelne herausgegriffen werden, sollen sie isoliert und die Bewegun-
gen gespalten werden. Aber die Repression läuft ins Leere, wenn wir ihr unsere 
organisierte Solidarität entgegensetzen. Wir als Rote Hilfe Heidelberg/Mannheim 
stehen solidarisch an der Seite der Betroffenen und aller weiteren linken Aktivist*in-
nen, die staatlicher Repression ausgesetzt sind!

► Für Rückfragen stehen wir Ihnen unter 06221/189144 zur Verfügung.
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